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Quartier VI: Fotos vom Baugeschehen

Im Quartier VI des Investors USD Immobilien geht es sichtbar voran: Die am Vorkriegszustand angelehnten 
Häuser zum Neumarkt hin sind inzwischen im zweiten Obergeschoss angelangt (Foto oben). Als östlicher 
Abschluss der Platzanlage werden sie nach ihrer Fertigstellung eine entscheidende städtebauliche Funktion 
ausüben. Auch das Regimentshaus nimmt Formen an (Foto unten links). Die Gestalt des bedeutenden 
Barockbaus zeichnet sich schon im Rohbau langsam ab. Unter dem Gebäude befindet sich ein erhaltener 
historischer Keller. Im Erdgeschoss angelangt ist inzwischen auch das Bauprojekt von Prof. Blobel an der 
Ecke Neumarkt/Frauenstraße. (Fotos: GHND)
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Der Aufbau eines Baukulturzentrums (BKZ) 
ist in Dresden zu begrüßen. Er tut sogar Not, 
wenn man sich die gebauten Beispiele der letzten 
Jahre am Postplatz, Straßburger Platz oder 
vielen anderen Stellen in der Stadt anschaut. 
Leider hat jedoch das BKZ in Dresden einen 
schwerwiegenden Geburtsfehler. Es ist einseitig 
auf eine bestimmte Richtung im Städtebau und 
in der Architektur ausgerichtet. Ziel hätte es sein 
müssen, alle heutigen Richtungen moderner 
Architektur und des Städtebaus abzubilden und 
zu vertreten. Dass das neue Zentrum dies nicht 
tun kann, hängt vor allem damit zusammen, dass 
die Gründungshelfer überwiegend Mitglieder 
des Zeitgenossen e.V. sind, die in den angeschlossenen Institutionen maßgebliche Positionen besetzen.
Die Mitglieder der Zeitgenossen vertreten, und dies kann man auf ihrer Webseite http://zeitgenossen-
dresden.de in ihrem Statut, dem sogenannten Manifest, nachlesen, eine bestimmte Richtung in Architektur 
und Städtebaufragen. Der 2010 gegründete Verein tritt insbesondere dafür ein, dass sich Dresden endlich 
von seinen Traditionen lösen soll und sich der Moderne offen zuwendet. Auch der neue Leiter des Zentrums 
gehört den Zeitgenossen an. Obwohl 2010 gegründet, hat dieser Verein sich noch nie zu den in dieser Zeit 
entstandenen „Bausünden“, die in der Mehrzahl in dem immer weiter „Zukisten“ unserer Stadtlandschaft 
bestehen, öffentlich erklärt, geschweige denn dagegen etwas unternommen. Wie auch, er ist auf allen 
Entscheidungsebenen eingebunden.
Es ist also anzunehmen, dass außer Belehrungen der Dresdnerinnen und Dresdner über bestimmte 
Denkweisen nicht viel von dem neuen BKZ zu erwarten ist. Erste durch den Leiter des BKZ gemachte 
Äußerungen in Richtung des Narrenhäusels und des Neustädter Marktes deuten bereits darauf hin. Er hatte 
zu erkennen gegeben, dass gerade das Königsufer vorrangig zu seinen „Kampfgebieten“ zählen wird. Er hatte 
gefordert, auf das Narrenhäusel vorerst zu verzichten und stattdessen einen Wettbewerb durchzuführen. 
Er widerspricht damit klar einem bestehenden Stadtratsbeschluss zum Wiederaufbau des Narrenhäusels, 
der im Vorfeld allen Interessengruppen die Möglichkeit zur Stellungnahme geboten hatte und dann einer 
Abwägung unterlag. Zwar betont die Gesellschaft Historischer Neumarkt (GHND) die Notwendigkeit 
eines solchen Wettbewerbes, aber unabhängig und abgekoppelt vom Wiederaufbau des Narrenhäusels. 
Für dieses steht seit fast zwei Jahren ein Investor bereit, die Entwicklung des Königsufers wird bei einer 
öffentlichen Nutzung, welche wünschenswert wäre, nach Einschätzung der GHND voraussichtlich zwei 
Jahrzehnte benötigen.
Es scheint vorprogrammiert, dass das BKZ einseitig bestimmte Meinungen im Kanon aller architektonischen 
und städtebaulichen Lösungen favorisiert. Wer aus ideologischen Gründen versucht, Bürgerinnen und 
Bürger zu beeinflussen, ohne wirklich ihre Herzen zu erreichen, ist zum Scheitern verurteilt. Dies ist 
bedauerlich vor dem Hintergrund der großen gesellschaftlichen und baupolitischen Fragen unserer Zeit, 
die ein gemeinsames Handeln für mehr Baukultur in Dresden erfordern würden und die mit einem BKZ, 
das alle Interessengruppen vereint, möglich wäre.

GHND-Pressemitteilung zur Eröffnung des Baukulturzentrums in Dresden

Im Erdgeschoss des Kulturpalasts wurde das Zentrum für Baukultur 
Sachsen eröffnet. (Foto: GHND)
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Leserbrief, erschienen am 10. Juni in den Dresdner Neuesten Nachrichten

Zur Stadtplanung, Baukultur und Bausünden in der Landeshauptstadt nach der Wende

Es wird emsig gebaut in unserer Stadt. Eigentlich erfreulich, würde uns nicht beim Anblick jeder 
ausgehobenen Baugrube die beklemmende Angst vor einem neuerlichen gebauten Desaster befallen. 
Auch wenn wesentliche städtische Entscheidungsträger den Eindruck zu vermitteln versuchen, als sei das 
Unbehagen, als sei die Verärgerung über Dresdens bauliche Entwicklung nur für wenige Menschen von 
Bedeutung, so künden die Reaktionen der regionalen und überregionalen Medien und auch die Gespräche 
allerorts mit Partnern unterschiedlicher Provenienz vom Gegenteil.
Jenseits der vom Land zu verantwortenden vorbildlichen Bauwerke versinkt Dresden als Folge verheerender 
personaler Missgriffe im Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Bau und Verkehr im gebauten Mittelmaß. In 
den Jahren ab 2001 galt für die zuständigen Bürgermeister keineswegs die fachliche Kompetenz, sondern 
der Besitz des schwarzen Parteibuchs als wesentliches Kriterium. Nach den neuen Mehrheiten im Stadtrat 
wechselte 2015 lediglich die Farbe des Parteibuchs, nämlich grün.
Die Häufung baulicher Ärgernisse und Pannen einschließlich der ungeeigneten Entlastungsversuche der 
dafür Verantwortlichen kulminierte in einer regionalen Zeitung mit der – man verzeihe mir die deutliche 
Formulierung – selten dämlichen Überschrift „Barock hieß auch Absolutismus“. Weder der Journalist 
noch der auf die Fragen Antwortende scheinen die Befindlichkeiten der Mehrheit der Stadtgesellschaft 
verstanden zu haben.
Mehr noch als dieses Interview mit dem Baubürgermeister irritiert mich die Aussage von Thomas Löser in 
den Dresdner Neuesten Nachrichten vom 9. Mai. Thomas Löser, der von mir sehr geschätzte baupolitische 
Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen und zugleich deren Fraktionsvorsitzender, den ich gern als 
Baubürgermeister gesehen hätte, bemerkte zur Dresdner Architekturdebatte „Baukultur lässt sich nicht 
erzwingen“. Das ist falsch!
Erstens: Man muss Baukultur wollen!
Zweitens: Man muss um Baukultur ringen!

Gunter Just: „Baukultur muss man wollen!“

Da das BKZ eine bestimmte Klientel bevorzugt, stellt sich natürlich auch die Frage, ob für den Aufbau und 
den Betrieb öffentliche Steuergelder Einsatz gefunden haben oder zukünftig finden werden. Sollte dies der 
Fall sein, muss es öffentlich kommuniziert und debattiert werden. Die GHND wird auch die Mitglieder 
der Architektenkammer Sachsen, die an dem Zentrum beteiligt ist, befragen, ob sie mit ihren Abgaben ein 
solches einseitig ausgerichtetes Zentrum unterstützen wollen.

Der Vorstand									                      Dresden, 9.6.2017

Die GHND zeigt sich verwundert darüber, dass das Zentrum für Baukultur Sachsen von städtischer Seite 
finanzielle Unterstützung erhält. So hat der Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen im Stadtrat 
Thomas Löser gegenüber den DNN am 12. Juni geäußert: „Unsere Fraktion hat eine städtische Kostenbeteiligung 
von 25 000 Euro pro Jahr im Haushalt 2017/2018 einstellen können.“ Die GHND finanziert sich seit 17 
Jahren ohne öffentliche Gelder.
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Drittens: Man muss Baukultur im Bedarfsfall auch erzwingen!
Das heißt, die Bauverwaltung, in Besonderheit die Spitze des Geschäftsbereichs, und das Stadtplanungsamt 
müssen sich der Mühe unterziehen, mit Investoren gestalterische Details sowie zwingende städtebauliche 
Strukturen auszuhandeln beziehungsweise diese den Bauwilligen vorzugeben. Dazu bedarf es 
beurteilungssicherer Führungskräfte mit der Fähigkeit, baukulturelle Leistungen vom Mittelmaß zu 
unterscheiden.
Das Stadtplanungsamt muss planerische Vorleistungen erbringen, muss Investoren führen und 
stadtbaukünstlerische Visionen festlegen. Dies um so mehr, als auch innerhalb der Architektenschaft der 
Städtebau als ungeliebte Disziplin von Gestaltungsdiskussionen überlagert wird.
Die Spitze der hiesigen Bauverwaltung verschanzt sich hinter einer vermeintlich mangelhaften 
Baugesetzgebung, sie bedauert die ihr von diesen Regeln auferlegte Tatenlosigkeit, ihre nicht gegebenen 
Einflussmöglichkeiten und noch immer gibt sie ihren Gestaltungsauftrag an Investoren aller Prägung ab.
Unabhängig von vielfältigen Steuerungsmöglichkeiten zur Sicherung gebauter Qualität, wie etwa 
Liegenschaftspolitik, planerische Auflagen – auch vorhabenbezogene Bebauungspläne –, Satzungen aller 
Art und Baugenehmigungen sind auch Einflussnahmen über den gern benannten §34 BauGB möglich.
Der 34er besagt nämlich: „Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, 
wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und Grundstücksfläche, die überbaut 
werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt..., das Ortbild darf nicht beeinträchtigt 
werden.“
Dies bedeutet nicht nur Interpretationsspielraum für die Verwaltung, sondern Handlungsauftrag! Bei 
hartleibiger Bauherrschaft bleibt der Gang zum Kadi als ultima ratio (das letzte Mittel). Warum nicht?
Dankwart Guratzsch schreibt im Feuilleton einer deutschen Zeitung: „Dresdens Stadtplanung braucht 
einen Ruck...hin zu dem, was diese Stadt einmal groß gemacht hat: Einem eigenen städtebaulichen und 
gestalterischen Konzept.“
Nach der Wiedervereinigung besaß Dresden schon einmal ein zukunftsweisendes städtebauliches Konzept. 
Es wurde von Baubürgermeister Herbert Feßenmayr über Bord geworfen.
Ich darf an diese Neunziger erinnern. Wir waren angetreten, Dresden zur möglicherweise attraktivsten im 
Krieg zerstörten deutschen Großstadt zu machen. Diese Absicht scheiterte, obgleich die Chancen dafür 
riesig waren.
Unsere Stadt verfügte über beträchtliche unbebaute Flächen, wir waren in Kenntnis von der Uniformität 
und Zersiedlung westdeutscher Großstädte und wir wussten von der Gefahr der die Städte zerlegenden 
Verkehrsschneisen. Manche von uns litten viele Jahre ohnmächtig darunter, wie personelles und ideologisches 
Unvermögen viele Städte, so auch unsere, beschädigten oder gar zerstörten.
In der Rückgewinnung unserer bis zur Auflösung malträtierten städtischen Räume und der Schaffung 
neuen Stadtgeflechts sehe ich den vordringlichsten Handlungsbedarf. Es ist unsere Sorgfaltspflicht den 
Bewohnern gegenüber, ihnen die misshandelten Stadträume, ja überhaupt das Fehlen eindrücklicher 
Raumsequenzen mit Aufenthaltsqualität ins Bewusstsein zu rufen.
Wenn es stimmt, dass die Stadt die höchste Form des gesellschaftlichen Zusammenlebens bedeutet, ihrem 
Wesen nach also eine solidarische Gemeinschaftsleistung darstellt, dann muss die ganz besondere Kunst, 
Städte zu bauen, vornehmlich als eine dienende Kunstgattung betrachtete werden.

Dipl.-Arch. Gunter Just
Baubürgermeister a.D.

für Stadtentwicklung und Bau
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Riga, die Hauptstadt Lettlands, 
wurde 1201 vom aus Bremen 
stammenden Missionsbischof Albert 
von Buxthoeven gegründet. Zuvor 
hatten sich bereits seit rund 50 Jahren 
gotländische Kaufleute angesiedelt. 
Rasch gewannen die Handeltreibenden 
an Einfluss gegenüber dem Bischof, 
so dass schon 1225 der Rigaer Rat 
den Stadtvogt wählen durfte. Das 
Bestreben der Kirche, von Riga aus 
die Ostkolonisation voranzutreiben, 
wurde zunehmend vom Deutschen 
Orden unterstützt, der bald in 
erbitterte Machtkämpfe mit den 
Bischöfen geriet und sich schließlich 
durchsetzte. 
Der Rathausplatz bildete das repräsentative Zentrum der Rigaer Bürgerschaft. Als das „Neue Haus der 
Großen Gilde“ baute diese sich 1334 das Schwarzhäupterhaus im gotischen Stil. Eine Gilde ausländischer 
Kaufleute sowie die Bürgerschaft nutzten es als Versammlungsort. Nach der Zerstörung im Zweiten Weltkrieg 
durch deutsche Truppen wurde es von 1993 bis 1999 rekonstruiert. Den Bürger der Stadt gilt es als Symbol 
der Unabhängigkeit gegenüber äußeren Mächten. Von diesen sah sich Riga vor allem seit der Frühen 
Neuzeit bedroht. Während der Reformationszeit erhoffte es sich zwar eine Stellung als Freie Reichsstadt, 
sah sich aber 1581 angesichts russischer Vormärsche gezwungen, dem polnisch-litauischen König Stefan 
Batory zu huldigen. 1621 eroberte der schwedische König Gustav II. Adolf die Stadt und gliederte sie 
seinem Reich ein. Während des Großen Nordischen Krieges ergab sich Riga nach längerer Belagerung 
dem russischen Zarenreich. Erst nach dem Ersten Weltkrieg wurde die unabhängige Republik Lettland 
ausgerufen, deren Hauptstadt Riga wurde. Doch schon zwei Jahrzehnte später besetzte die Sowjetunion im 
Zuge des Hitler-Stalin-Paktes die Stadt, nach dem Überfall auf Russland eroberten deutsche Truppen Riga. 
Es kam zu entsetzlichen Massentötungen von Juden, Kriegsgefangenen und Widerstandskämpfern.Nach 
Jahrzehnten der russischen Fremdherrschaft erkannte die Sowjetunion 1991 die Unabhängigkeit Lettlands 
an. Die Stadt zählt heute ca. 700.000 Einwohner. Die Innenstadt zählt zum UNESCO-Welterbe.

Europäische Plätze: Der Rathausplatz in Riga

Der Rathausplatz in Riga mit dem rekonstruierten Schwarzhäupterhaus. (Foto: 
Flickr-User Kafeole, CC BY-NC 2.0)

Blick vom Turm der Petrikirche auf den Rathausplatz. (Foto: Wikimedia-User Je-str, CC BY-SA 3.0)



Aus anderen Vereinen: Der Dresdner Fernsehturm soll leben!

Am Donnerstag, dem 22. Juni, soll in einer 
aktuellen Stunde im Stadtrat (TOP 3) über die 
weitere Zukunft des Dresdner Fernsehturms 
gesprochen werden. Alle Interessierten sind 
ins Rathaus eingeladen. 
Der Fernsehturm auf der Oberwachwitzer 
Höhe war von seiner Eröffnung 1969 bis 
1990 mit einer Höhe von 252 m, einem 
Restaurant und einer Aussichtsplattform in 
148 m ein sehr beliebtes Ausflugsziel für die 
Dresdner und ihre Gäste. 
Er ist das höchste Bauwerk der Stadt. Die 
beachtliche Gesamtmasse beträgt 7300 t 
und ruht auf einem Rundfundament aus 
Stahlbeton, das auf Lausitzer Granit gegründet ist. Der Turm wurde von den Architekten Novotny und 
Braune projektiert, von den Ingenieuren Rühle und Macher konstruiert und steht inzwischen unter 
Denkmalschutz. Das Bauwerk wurde in das Dresdner  Elbtal „hineinkomponiert“. 
Nach einer technischen Sanierung wurde der Turm aus Brandschutzgründen und der Höhe der weiteren 
Sanierungskosten nicht wieder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Seit 2004 kämpft der Fernsehturm 
Dresden e.V.  für eine Wiedereröffnung. Vereinsvorsitzender Eberhard Mittag: „Nur allein mit einer 
Aussichtsplattform und einem Café ist kein wirtschaftlicher Betrieb möglich.“ Projektant Klaus Martin, 
Beiratsvorsitzender des Fernsehturmvereins, hat daher in einem Exposé eine Möglichkeit aufgezeigt, den 
Fernsehturm wieder unter wirtschaftlichen Bedingungen zugänglich zu machen. Dazu soll am Fuße des 
Turms ein Televersum (Scientainment-Center) entstehen, in dem Forschungsleistungen  der sächsischen 
Hochschulen und Institute gezeigt werden. Zudem soll es ein Großplanetarium, eine Raumfahrt-Abteilung 
mit Direktschaltungen zur Raumstation ISS und ein IMAX-Kino geben. Für die geschätzten 400.000 
Besucher des Zentrums ist eine Seilbahn als Direktanbindung zwischen dem anderen Elbufer und dem Fuß 
des Fernsehturms geplant. Verschiedenste Einrichtungen haben inzwischen ihr Interesse signalisiert.
Die Kosten betragen zirka  40–50 Millionen Euro für das Televersum mit Seilbahn, Wissenschaftszentrum, 
Turmcafe und Fuß-Gaststätte. Möglicherweise findet sich dafür ein privater Investor, der auch später den 
Betrieb übernimmt. Die Telekom, Freistaat und Stadt, die die Nutzungsstudie von Klaus Martin prüfen 
lassen haben, müssten sich dazu erklären.  Im Raum steht auch die Gründung einer gemeinsamen Stiftung 
Fernsehturm, damit öffentliche Gelder für das Projekt in Anspruch genommen werden können.
Internet: http://www.vereinfernsehturmdresden.de/, Präsentation: http://www.televersum.kultobjekt.info/

Modell-Projekt für ein „Televersum“ am Fuße des Fernsehturms. 
(Entwurf: HTW Dresden, SG Architektur, Prof. Alexander Lux)


